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DiegrosseSorgeumdieQualität
Polit-Gstürm um Lehrerpersonenausbildung hält an: So geht es an der Pädagogischen Hochschule FHNW nun weiter.

Andreas Schwald

Die Politik beider Basel macht
sich Sorgen um die Ausbildung
von Lehrpersonen an der Päda-
gogischen Hochschule der Fach-
hochschule (PH FHNW) in Mut-
tenz. Nach einem Vorstoss von
SVP-Landrätin Anita Biedert zur
freien Fächerwahl und zur Auf-
hebung einer Präsenzpflicht
stiessen die Jungfreisinnigen
Baselland mit einer Mitteilung
zu ihrer «Podcast-Pflicht»-Peti-
tion nach.

Derweil arbeitet die PH
FHNW nicht nur daran, die
Nachwirkungen der technischen
Panne vom Juni zu beheben,
sondern diskutiert intern das
kritisierte Belegungssystem. Die
bz beantwortet die wichtigsten
Fragen zur laufenden Politde-
batte.

Worum geht es aktuell
überhaupt?

VielKritikmusstediePHFHNW
wegen des Absturzes ihres Bele-
gungssystems im Juli einste-
cken. Damals brach das Tool zur
Fächerbelegung für das kom-
mende Semester in der soge-
nannten ersten Phase kurzzeitig
unter dem Ansturm zusammen.
Im zweiten Zeitfenster – also in
der zweiten Phase –, das am 9.
September endete, lief es jedoch
wieder stabil. Technisch ist das
Problem gelöst.

Der PH FHNW ist dabei
wichtig festzuhalten: «Unmittel-
bar nach der Panne wurde jeder
einzelne gemeldete Fall sorgfäl-
tig bearbeitet und es erfolgte
eine individuelle Beantwortung,
welche alle Möglichkeiten auf-
zeigte.» Ebenso wichtig sei zu
beachten, dass erst nach der
zweiten Phase die Fälle bekannt
sind, die keinen Platz gefunden
haben. Bislang habe dieser An-
teil bei 1 Prozent gelegen. Mit
diesen Personen werde nach Ab-
schluss der Belegung nochmals
bilateral angeschaut, wie die Si-
tuation gelöst werden könne.

Warum gibt es immer
noch neue Vorstösse?

In den vergangenen zwei Wo-
chen traten erneut Politikerin-
nen und Politiker auf den Plan.

Die Muttenzer SVP-Landrätin
Anita Biedert fordert in einem
Vorstoss gemeinsam mit der
Vereinigung Starke Schule bei-
der Basel, dass die Präsenz-
pflicht an der PH FHNW abge-
schafft werde, alle Lektionen
online verfügbar seien und eine
freie Modulwahl stattfinde.

Das Vorgehen ist brisant,
denneswäreeinEingriffdesPar-
laments ins Operative der
FHNW. Deshalb musste Biedert
den Antrag so formulieren, dass
das Baselbiet im Regierungs-
ausschuss der vier Trägerkanto-
ne Basel-Stadt, Baselland, Aar-
gau und Solothurn einwirken
müsste.

Der Vorstoss rief die Basel-
bieter Jungfreisinnigen auf den
Plan, die bereits im April eine
Petition zur «Podcast-Pflicht»
an Hochschulen wie der Univer-
sität Basel eingereicht hatten.
Darin fordern sie die Aufzeich-
nung von Lehrveranstaltungen,
damit diese digital aufgerufen
werden können. «Zu Recht wird

eine längst überfällige Diskus-
sion über das Belegungssystem
und die Präsenzpflicht an der
PH Muttenz geführt. Die Situa-
tion ist unhaltbar, wie wir schon
vor einiger Zeit moniert haben»,
lässt sich Oliver Fischer, Vize-
präsident der Jungfreisinnigen,
in einer Mitteilung zitieren.

Ist es so schlecht, das
Belegungssystem?

Die Kritik richtet sich weniger
gegen die Technik selbst als
gegen die Philosophie dahinter
sowie grundsätzlich gegen die
Präsenzpflicht, die an Schweizer
Hochschulen die Norm ist. Die
PH versucht bereits, auf mög-
lichst viele Lebensmodelle
Rücksicht zu nehmen – was das
System so komplex macht, dass
die IT bis ans Limit gefordert
wird.

Der politische Angriff auf die
Präsenzpflicht in Kursen ver-
sucht, die Flexibilität zu maxi-
mieren: Jede und jeder könnte

jederzeit die Inhalte abrufen.
Dabei wird allerdings jeweils
ausser Acht gelassen, dass zum
Beispiel gewisse Kurse, insbe-
sondere praktische, immer live
vor Ort stattfinden müssen –
nicht nur, aber eben auch aus di-
daktischen Gründen.

Die Diskussion ist allerdings
nur bedingt spezifisch auf die
PH gemünzt. Vielmehr betrifft
sie in regelmässigen Abständen
viele Hochschulen und Univer-
sitäten, wie auch die neuerliche
Wortmeldung der Jungfreisinni-
gen zeigte.

Wie geht es an der PH
weiter?

Es geht um Planungssicherheit,
stressfreies Belegen, hohe Flexi-
bilität und eine mögliche Verein-
barung von Studium mit ande-
ren Verpflichtungen. Direktor
Guido McCombie hat sich be-
reits mit der Studierendengrup-
pe, die das Ereignis in die Öf-
fentlichkeit trug, ausgetauscht

und direkt deren Rückmeldung
aufgenommen.

Ebenso habe er sich bereits
mit der Fachschaft students.ph
in einem der regelmässig statt-
findenden Treffen dazu ausge-
tauscht. Auf Anfrage schreibt
die PH: «Der Austausch mit die-
sen beiden Gruppen zeigt klar:
Die Ansprüche der Studieren-
den sind sehr heterogen.»

Die PH selbst sei daran, alle
Möglichkeiten für eine Ände-
rung im Belegungsverfahren
auszuloten. Sie werde ihre Über-
legungen auch mit den Studie-
renden teilen, heisst es: Ende
Oktober werde es erneut ein
Treffen mit der Studierenden-
gruppe geben, um auch deren
Einschätzung zu einer allfälligen
Änderung des Belegungsverfah-
rens abzuholen.

Und was ist nunmit der
Qualitätsdebatte?

Qualitätsfragen, insbesondere
zu Praxisnähe und Theorie, sind

seit jeher ein heisses Thema in
der Lehrpersonenbildung. Der
Auftrag an die PH FHNW ge-
mäss des Eidgenössischen
Hochschulförderungs- und -ko-
ordinationsgesetzes (HFKG)
lautet: ein wissenschaftsbasier-
tes Studium anbieten, das auf
sehr konkrete Berufsaufgaben
vorbereiten soll. Das ist auch
seitens des Reglements der Er-
ziehungsdirektorenkonferenz
(EDK) so vorgegeben. Das gilt
für sämtliche Lehrpersonenaus-
bildungen in der Schweiz, auch
für die Privaten.

Die Hochschulleitung hatte
bereits 2021 Anpassungen vor-
genommen und entwickle dies
laufend weiter. Die neue strate-
gische Ausrichtung ziele unter
anderem darauf ab, die Praxis-
bedeutsamkeit des Studiums zu
stärken und besser sichtbar zu
machen: «Die an der Hochschu-
le vermittelten Lerninhalte sol-
len immer in Bezug zum profes-
sionellen Handeln gesetzt wer-
den können.»

Was kann die Politik da
noch bewegen?

Hierbei trifft eidgenössische Ge-
setzgebung auf regionale Vor-
stellungen. Entsprechend ver-
schafft die Debatte um das Be-
legungssystem auch jenen
Forderungen Auftrieb, die sich
ohnehin an die Inhalte und Qua-
lität der Lehrpersonenausbil-
dung richten. Dies schlug vor al-
lem in den beiden Basel hohe
Wellen: In Basel-Stadt will GLP-
Grossrätin Sandra Bothe-Wenk
zum Beispiel das Einrichten
einer privaten Pädagogischen
Hochschule im Kanton prüfen
lassen, was wiederum bereits zu
Kritik geführt hat.

Diesen Herbst dürfte zudem
der neue Leistungsauftrag an
die FHNW für die Jahre 2025 bis
2028 in die Parlamente kom-
men. Damit werden vor allem
Gelder gesprochen: Baselland
soll für die kommenden vier Jah-
re 298 Millionen Franken zah-
len, Basel-Stadt 204,7 Millio-
nen. Der inhaltliche Leistungs-
auftrag wird zwischen der
FHNW und den Kantonen ver-
handelt und nicht im Parlament.
Dieses kann dazu letztlich nur Ja
oder Nein sagen.

KontrollflügegegenGaslecks
Mit einem Helikopter werden Leitungstrassen gescannt, um allfällige Lecks zu erfassen.

Simon Tschopp

Die Transitgas AG führt zusam-
men mit einem Helikopter-
Unternehmen Messflüge durch,
um ihre Gasleitungen in südli-
che Richtung zwischen Wall-
bach und Sörenberg sowie in
nordöstliche Richtung zwi-
schen Obergösgen und Roders-
dorf zu kontrollieren.

Davon betroffen sind auch
mehrere Baselbieter Dörfer so-
wie Gemeinden des Schwarzbu-
benlands. Die Flugbewegungen
finden in der zweiten Hälfte
dieses Monats statt, an Werk-

tagen von 8 bis 19 Uhr. Das führt
zu Lärmemissionen.

Laut Florian Linder von der
Transitgas AG findet dieser
Messflug mit einem Helikopter-
basierten Lasersystem statt, mit
dem die Leitungstrassen beim
Überflug gescannt und dabei
kleinste Gasleckagen erkannt
werden. Dieser Messflug erfolge
zusätzlich zu den routinemässi-
gen, vierwöchentlichen Sicht-
kontrollflügen, bei denen das
Leitungstrasse nach möglichen
Risiken wie nicht angemeldeten
Tiefbauten, Naturgefahren oder
Veränderungen im Umfeld der

Gasleitungen abgesucht werde,
erklärt Linder.

FrüherzuFuss,
heuteausderLuft
Die Flugbewegungen sind vom
Bundesamt für Zivilluftfahrt be-
willigt. Der Helikopter fliegt
während des Überwachungs-
flugs in einer Höhe von 90 bis
150 Metern unmittelbar über
der Gasleitung mit einem Tem-
po von maximal 180 Stundenki-
lometern.

Um undichte Stellen in Gas-
leitungen zu eruieren, hat man
diese in der Vergangenheit mit

Gasspürgeräten ablaufen müs-
sen. Die aufwendige Begehung
kann zu Grossteilen durch
«Charm» ersetzt werden.
Charm steht für «CH4 Airborne
Remote Monitoring» und be-
deutet luftgestützte Methan-
ferndetektion. Durch die hohe
Empfindlichkeit des Systems
werden kleinste Methankon-
zentrationen punktgenau aus
der Luft aufgespürt. Selbst bei
komplexer Pipelinetopologie
wird während des Überflugs der
Leitungsverlauf grossflächig
und lückenlos vom Laser er-
fasst.

Die PH FHNW verzeichnet stark steigende Studierendenzahlen. Jetzt wird eine faktische Aufhebung der Präsenzpflicht gefordert. Bild:JuriJunkov

AnklagenachBrandstiftung
mit320000FrankenSchaden
Solothurn Ein 36-jähriger
Schweizer wird beschuldigt, für
die Brände in Laupersdorf und
Grellingen verantwortlich zu
sein. Die Solothurner Staatsan-
waltschaft hat ihre Ermittlungen
zum Fall abgeschlossen und er-
hebt Anklage. Wann der Termin
für den Prozess vor dem Richter-
amt Thal-Gäu sein wird ist bis-
her noch nicht bekannt.

Der Beschuldigte hat seine
Taten teilweise gestanden und
befindet sich in Haft. Ihm wird
unter anderem mehrfache
Brandstiftung vorgeworfen. So
soll er für den Brand in der Kir-
che in Laupersdorf vom 16. Sep-

tember 2023 verantwortlich
sein, bei welchem ein Schaden
von über 200 000 Franken ent-
stand. Die Ermittler werfen dem
Beschuldigten vor, in der Nacht
im Innern der Kirche mittels
Benzin als Brandbeschleuniger
mehrere Feuer gelegt zu haben.

In den frühen Morgenstun-
den soll der Mann in Grellingen
ein Auto angezündet haben,
welches auf einem Parkplatz
einer Gebrauchtwagenfirma
stand. In der Folge gerieten 18
Fahrzeuge in Brand und wurden
vollständig zerstört, der Scha-
den beträgt hier rund 120 000
Franken. (soz)


